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(Jr. 3814.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Juli 1853., betreffend den Bau der Eiſenbahnen 
von Muͤnſter uͤber Rheine bis zur Hannoverſchen Landesgrenze in der 
Richtung auf Lingen, ſowie von Rheine nach Osnabruͤck. ö 


n Folge der mit der Königlich Hannoverſchen Regierung unterm 3. März 
>16. und 27. Januar 1852. abgeſchloſſenen Staatsverträge will Ich nach 
Ihrem Antrage hierdurch genehmigen, daß der Bau der Eiſenbahnen von 
Muͤnſter uͤber Rheine bis zur Hannoverſchen Landesgrenze in der Richtung auf 
Lingen, ſowie von Rheine nach Osnabrück, den obenerwaͤhnten Staatsver⸗ 
traͤgen entſprechend, nunmehr begonnen und die Ausführung des Baues, ſowie 
die Leitung des Betriebes der Bahn von Munſter nach Rheine, der auf Grund 
Meines Erlaſſes vom 5. November 1849. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr 1849. 
S. 404.) eingeſetzten Direktion der Weſtphaͤliſchen Eiſenbahn uͤbertragen werde. 
Zugleich beftimme Ich, daß das Recht zur Expropriation derjenigen Grund⸗ 
ſtuͤcke, welche zur Ausfuͤhrun der oben bezeichneten Eiſenbahnen im dieſſeitigen 
Gebiete nach dem von dem Handels miniſter feſtzuſtellenden Bauplane erforder⸗ 
lich ſind, ſowie das Recht zur voruͤbergehenden 1 fremder Grundſtuͤcke 
nach Maaßgabe der in den $$. 8 — 19. enthaltenen Vorſchriften des Geſetzes 
vom 3. November 1838. (Geſetz Sammlung für 1838. S. 505.) Anwendung 
finden ſoll. 5 

Dieſer Erlaß iſt mit den oben erwaͤhnten Staatsvertraͤgen durch die 
Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 19. Juli 1853. 
Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten, den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1853. (Nr. 3811.) 87 (Zu 
Ausgegeben zu Berlin den 17. Auguſt 1853. 
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(Zu Nr. 3314 a.) Vertrag zwiſchen Preußen und Hannover über die Anlage von Eifenbahnen 
von Emden nach Muͤnſter und von der Koͤln-Mindener Eiſenbahn in der 
Gegend von Loͤhne uͤber Osnabruͤck zur Koͤniglich Niederlaͤndiſchen Grenze. 
Vom 3. Maͤrz 1846, N 


Ni Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Seine Majeſtaͤt der 
König von Hannover beſchloſſen haben, Allerhoͤchſt Ihren Unterthanen die Vor— 
theile einer Eiſenbahnverbindung von Emden nach Muͤnſter, und von der Koͤln— 
Mindener Eiſenbahn über Osnabruͤck nach dem Koͤnigreiche der Niederlande de 
verfchaffen, fo find zur Regelung der dadurch entſtehenden, eine gemeinſchaftliche 
Feſtſtellung erfordernden Verhaͤltniſſe zu Bevollmächtigten ernannt: 


von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen: 
Allerhoͤchſt Ihr Landrath Eduard von Moͤller; 
von Seiner Majeſtät dem Könige von Hannover: 


Allerhoͤchſt Ihr Regierungsrath Karl Ludwig Rudolph Hoppen— 

ſtedt, Mitglied des Königlich Hannoverſchen Guelphen⸗ Ordens vierter 

Klaſſe, Ritter des Koͤniglich Preußiſchen Rothen Adler-Ordens dritter 

0 und des Herzoglich Braunſchweigſchen Ordens Heinrichs des 
welche nach vorhergegangener Verhandlung, unter dem Vorbehalte der Ratifi— 
kation, über folgende Punkte uͤbereingekommen find: 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche und die Königlich Hannoverſche Regierung er: 
klaͤren ſich bereit, die Anlegung von Eiſenbahnen 


1) von Emden nach Muͤnſter zum unmittelbaren Anſchluſſe an die Bahn 
von da nach Hamm, 

2) pen 7 Koͤln⸗Mindener Eiſenbahn in der Gegend von Loͤhne nach Os— 
nabruͤ | 


innerhalb Ihrer Staatsgebiete zuzulaſſen und zu befördern. 5 


Ji.äede der beiden Regierungen ſoll berechtigt ſein, die zu 2. bezeichnete 
Eiſenbahn bis zu einem innerhalb ihres Gebietes belegenen Punkte der zu 1. 
erwaͤhnten Bahn und von da weiter bis zur Königlich Niederlaͤndiſchen Grenze 
zum Anſchluſſe an eine Niederlaͤndiſche Eiſenbahn fortzuſetzen. 


Sobald eine der beiden Regierungen von dieſer Befugniß Gebrauch ma⸗ 
chen will, ſoll die andere * verpflichtet ſein, die Durchfuͤhrung einer 
ſolchen . zwiſchen Osnabruͤck und der Niederlaͤndiſchen Grenze 
durch ihr Gebiet in moͤglichſt gerader Linie zuzulaſſen und dabei innerhalb ihres 


Gebiets alles dasjenige zu geſtatten und zu leiſten, was ſie ruͤckſichtlich der 
e zu 


— 627 * 
zu 1. und 2. bezeichneten Bahnen innerhalb deſſelben zu geſtatten und zu leiſten 
5 ird mit dem Hafen in Emden der: 

Di r. 1. genannte Eiſenbahn wird mit dem Hafen 
geſtalt i Re 0 werden, daß eine moͤglichſt b. Meherlabung 
ſtattfinden kann. Die Inſtandſetzung und Unterhaltung des Emdener Ha⸗ 


fens wird von der Königlich Hannoverſchen Regierung thunlichſt befördert 
werden. 


Artikel 2. 


i ier i lb ihres Ge 
$ ibt jeder der beiden Regierungen uͤberlaſſen, innerha 
biets „ des Baues der laut Art. 1. anzulegenden an 
weder ſelbſt zu übernehmen 5 e e ka 
} Im letzteren Falle ſollen den konzeſſionirten 4 0 
ber Wepa Theil werden, welche die in den beiden 1 heben“ 
allgemein beſtehenden oder kuͤnftig zu ane e no No an 5 0 5 
je des Staates unternommene ifenbahnen ein — 5 
Pagen krchenfen Konzeſſionen werden die hohen Regierungen ſich gegen 
ſeitig Mittheilung machen. | ; 
N Die Königlich Hannoverſche Regierung verpflichtet ſich für dee Bol, daß 
ſie die anzulegenden ei innerhal We e ee dae . 
tieb nehmen ſollte, den ſich dazu melden inde⸗ 
lens Dielen Begdnfigungen zu Theil werden zu laffen, welche das 888855 
Preußiſche Geſetz uber Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. den 
Eiſenbahngeſellſchaften gewaͤhrt. f 5 
Sobald die Ausfuͤhrung einer der nach Art. 1. zu 2232 a Bon 
innerhalb des Staatsgebiet einer der beiden Regierungen gefichert 2 —— 
die andere Regierung dafuͤr ſorgen, die Ausfuͤhrung auch innerha — 5 
Staatsgebiets baldigſt zu ſichern, noͤthigenfalls auch durch genen 406 1 
jenigen Unternehmens, durch welches der bereits geſicherte Theil der 3 
Stande kommt. 


Artikel 3. ; 


| j igli biete be⸗ 

ie im Königlich Hannoverſchen und Königlich Preußiſchen Gebiete be⸗ 

ace Eee N. nach Art. 1. anzulegenden Eiſenbahnen OR 

geſtalt unmittelbar aneinander anſchließen, daß die e han e 

brechung von der einen auf die andere Strecke uͤbergehen nnen. a 

Behufs Sicherung dieſes Zweckes werden die hohen Regierung en 5 u. 

darauf nehmen, daß die techniſche Einrichtung ſowohl der bei 5 * 
ſtrecken, als der | nach moͤglichſt uͤbereinſtimmenden 

nd Verhaͤltniſſen erfolge. ane dene n 

1 Insbeſondere ſoll die Spurweite, in Uebereinftimmung 10 1 90 den 

beiderſeitigen Staatsgebieten bei anderen Eiſenbahnen Ge Y gie naͤßig 

4 Fuß 85 Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten 5 Schienen gen. 


Die 
(Fr. 3811.) 
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Die ſpeziellen Grenz, Uebergangs- und Anſchlußpunkte der beabſichtig⸗ 
ten Eiſenbahnen werden naher verabredet und feſtgeſtellt werden. 
i Auch werden die hohen Regierungen darauf Bedacht nehmen, zwiſchen 
den etwa nach den Staatsgebieten geſonderten Transport-Unternehmungen zweck⸗ 
mäßige Vereinbarungen daruber herbeizuführen, wo und auf welche eiſe der 
Betrieb ineinandergreifen ſoll. 

Die hohen Regierungen behalten ſich vor, über die Ausführung der in 
dieſem Artikel enthaltenen Beſtimmungen die naͤhere Verabredung durch eine 
Kommiſſion treffen zu laſſen, deren Zuſammentritt erfolgen ſoll, ſobald der 
Stand der Vorarbeiten auf beiden Seiten dies geſtattet. 


Artikel 4. 


Beide Regierungen werden dahin ſehen, daß die Regelung der Fahrzeiten 
auf eine moͤglichſt zweckmaͤßige Weiſe geſchehe. Dieſelben werden daher, ſofern 
die Bahn durch Privatunternehmer ausgeführt wird, die entſprechende Einwir⸗ 
kung auf Anordnung und Aenderung des Fahrplans ſich vorbehalten. 

Auch wollen beide Regierungen durch nahere Verſtaͤndigung zu erreichen 
ſuchen, daß wenigſtens ein Mal täglich die Fahrten auf den von verſchiedenen 
Unternehmern angelegten oder in Betrieb genommenen Eiſenbahnen zwiſchen 
Emden und Elberfeld und Köln, ſowie zwiſchen der Emden-Muͤnſterſchen Bahn 
und Hannover ineinandergreifen. 


* Artikel 5. 


Die hohen Regierungen wollen zu vermitteln ſuchen, daß die Fahr- und 
Frachtpreiſe auf den verſchledenen Strecken einer jeden der nach Arfifel 1. zu 
bauenden Eiſenbahnen thunlichſt in Uebereinſtimmung gebracht werden, ſoweit 
nicht durch die Verſchiedenheit der Betriebs- und Verkehrs-Verhaͤltniſſe ein 
Anderes nothwendig gemacht wird. 


Artikel 6. 


Es wird beiderſeits Bedacht darauf genommen werden, bei den zu er⸗ 
—— Bahnpolizei-Ordnungen von moͤglichſt uͤbereinſtimmenden Grundſaͤtzen 
auszugehen. 


Artikel 7. 


Zwiſchen den gegenſeitigen Unterthanen ſoll ſowohl bei Feſtſtellung der 
Bahr: und Frachtpreiſe als der Zeit der av. kein Unterſchied gemacht 
werden, namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen Staats in das Ge— 
biet des anderen Staats übergehenden Perſonen und Güter weder in Bezie⸗ 
hung auf die Befoͤrderungspreiſe noch ruͤckſichtlich der Abfertigung unguͤnſtiger 
behandelt werden, als die aus den betreffenden Staaten abgehenden oder darin 
verbleibenden. 8 

Ar⸗ 
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Artikel 8. 


um den Verkehr auf den nach Artikel 1. anzulegenden Eiſenbahnen zu 
foͤrdern, werden die beiden hohen Regierungen darauf Bedacht nehmen, die 
gegenſeitigen Durchgangsabgaben thunlichſt zu ermaͤßigen und hinſichtlich der 
ne und Steuerabfertigung die groͤßtmoͤglichen Erleichterungen eintreten zu 
aſſen. * 


Artikel 9. 


Die hohen Regierungen verpflichten ſich, bei Mobilmachung und außer⸗ 
ordentlichen Truppenbewegungen Anſtalten zu treffen und reſp. die Eiſenbahn⸗ 
transport⸗Unternehmer dazu anzuhalten, daß fuͤr die auf den vereinbarten Eiſen⸗ 
bahnen zu befördernden Transporte von Truppen, Waffen, Kriegs- und Ver: 
pflegungs⸗Beduͤrfniſſen und Militair - Effekten aller Art auch außerordentliche 
Fahrten eingerichtet und für dergleichen Transporte nicht blos die unter ge⸗ 
wohnlichen Umſtaͤnden bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, ſondern 
auch die ſonſt noch vorhandenen Transportmittel benutzt werden. 

Den eee der kontrahirenden Staaten wird gegenſeitig 
die Befugniß vorbehalten, ſich zu dergleichen Transporten eigener Transport⸗ 
oder eigener Dampfwagen zu bedienen. In ſolchen Faͤllen wird an die Eiſen⸗ 
bahntransport⸗Unternehmer außer der Erstattung der Feuerungskoſten nur ein 
mäßiges Bahngeld gewährt. 8 

Findet die Benutzung der Transportwagen der Eiſenbahntransport⸗ 
Unternehmer ſtatt, ſo wird dafuͤr eine billige Verguͤtung geleiſtet. 

Auch wollen die hohen kontrahirenden Regierungen darauf hinwirken, daß 
von den Eiſenbahntransport⸗Unternehmern eine Anzahl von Transportfahr⸗ 
eugen ſo eingerichtet werde, um noͤthigenfalls auch zum Transporte von Pfer⸗ 
ben benutzt werden zu können. ; 

Ruͤckſichtlich der Befoͤrderungspreiſe für Truppen, Waffen, Kriegs⸗ und 
Verpflegungs⸗Beduͤrfniſſe, ſowie Militair⸗Effekten jeglicher Art, ſoll kein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den reſp. Regierungen gemacht werden. N 

Die den reſp. Regierungen eigenthümlich gehörigen Militair⸗Effekten, 
welche auf der Eiſenbahn befördert werden ſollen, bleiben von der Entrichtung 
der Durchgangsabgaben befreit. Dergleichen Transporte muͤſſen jedoch zu dem 
Behufe entweder unter militairiſcher Begleitung gehen, oder mit einem Paſſe 
der abſendenden Militairbehoͤrden verfehen fein. ö 


Artikel 10. 


Ueber das Verhaͤltniß der beabſichtigten Eiſenbahnanlagen im Gebiete 
des einen Staats zu der Poſtverwaltung des anderen Staats wird eine be= 
ſondere Vereinbarung getroffen werden. * £ 

Jede der beiden Regierungen verſpricht bei dieſer Vereinbarung von glei— 
chen billigen Grundſaͤtzen ich leiten zu laſſen, wie fie in Beziehung auf andere 

(Nr. 2814.) aus⸗ 
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auswaͤrtige Eiſenbahnen von ihr im Intereſſe ihrer Poſtverwaltung zur An— 
wendung gebracht werden. 


Artikel 11. 


Die hohen Regierungen wollen ein beſonderes wachſames Auge darauf 
haben, daß auf den Bahnhöfen oder in den zur Eiſenbahn gehörigen Gebaͤu— 
den, ſowie uͤberhaupt in den in der Naͤhe der Eiſenbahn belegenen Orten, weder 
Spielbanken angelegt, noch uͤberhaupt daſelbſt Hazardſpiele irgend einer Art 
geduldet werden. i 


Artikel 12. 


Es wird der gegenwartige Vertrag den hohen Regierungen alsbald zur 
landesherrlichen Genehmigung vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifika— 
tions-Urkunden ſpateſtens binnen ſechs Wochen vorgenommen werden. 


Deſſen zur Urkunde iſt der gegenwaͤrtige Vertrag von den gegenſeitigen 
Bevollmaͤchtigten unterzeichnet und beſiegelt worden. f 


So geſchehen Hannover, den 3. Maͤrz 1846. 


Eduard v. Möller. Carl Ludwig Rudolph Hoppenſtedt. 
(I. S.) wir (SOD in 


* 


7 
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(Zu Nr. 3514 b.) Vertrag zwiſchen Preußen und Hannover, betreffend die Ausführung der Eiſen⸗ 
bahnen von Emden nach Muͤnſter und von der Köln Mindener Eiſenbahn 
über Osnabruͤck und Rheine bis zur Königlich Niederländifchen Grenze. 
Vom 27. Januar 1852. 


** Verhandlung uͤber die Ausfuͤhrung der im Vertrage vom 3. Maͤrz 1846, 
verabredeten Eiſenbahnen von Emden nach Münſter und von der Koͤln-Min⸗ 
dener Eiſenbahn in der Gegend von Loͤhne über Osnabruͤck bis zur Koͤniglich 
Niederländifchen Grenze find 


von Sr. Majeftät dem Koͤnige von Preußen: 


Allerhoͤchſt Ihr Geheimer Ober-Regierungsrath Auguſt Ludwig 
Freiherr von der Reck; 


von Sr. Majeſtaͤt dem Könige von Hannover: ö 
Allerhoͤchſt Ihr Geheimer Regierungsrath Dr. Carl Ferdinan 
Nieper, 5 
zu Bevollmächtigten ernannt, welche unter dem Vorbehalte der Ratiſikation 
den folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben: 


” 


J. Eiſenbahn von Emden nach Münſter. 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche und die Königlich Hannoverſche Regierung 
verpflichten ſich, eine jede innerhalb ihres Gebiets die Eiſenbahn von Emden 
über Rheine nach Muͤnſter zum Anſchluß an die Muͤnſter-Hammer Eiſenbahn 
herzuſtellen und fuͤr deren Vollendung innerhalb einer angemeſſenen Friſt Sorge 
zu tragen. a ˖ 


Der Grenz⸗llebergangspunkt ſoll durch beiderſeitige Kommiffarien näher 
ermittelt und in thunlichſt kurzer Friſt feftgeftellt werden. ; 


Artikel 9, 


Der von der Königlich Preußiſchen Regierung zu erbauende Bahnhof bei 
Rheine wird fuͤr die Dauer von einundzwanzig Jahren, vom Tage der Eroͤff⸗ 
nung des Betriebes auf den Eiſenbahnen von Emden nach Muͤnſter, ſowie 
von Rheine uͤber Osnabruͤck nach Loͤhne und Minden an gerechnet, die gemein⸗ 
ſame Wechſelſtation für den Betrieb der beiderſeitigen Eiſenbahnverwaltungen 
auf der Emden-Muͤnſterſchen Bahn bilden. 


(Nr. 3814.) i Für 
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Fuͤr den gedachten Zeitraum wird der Koͤniglich Hannoverſchen Regierung 
die ausſchließliche Benutzung der Bahnſtrecke von der Landesgrenze bis Rheine 
und der fuͤr den Hannoverſchen Betrieb beſtimmten Theile des Bahnhofs bei 
Rheine, ingleichen die Mitbenutzung der fuͤr beide Verwaltungen erforderlichen 
Theile dieſes Bahnhofs eingeraͤumt. 


Ein Jahr vor Ablauf der einundzwanzigjaͤhrigen Friſt ſoll einer jeden 
der kontrahirenden Regierungen die einjährige Kündigung des ebengedachten 
Betriebsverhaͤltniſſes zuſtehen. 


Artikel 3. 


Das Projekt für die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu bauende 
Bahnſtrecke von Rheine bis zur Landesgrenze und fuͤr den Bahnhof bei Rheine 
wird nach vorgängiger Verhandlung zwifchen den beiderſeitigen Bauverwal- 
tungen von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung feſtgeſtellt. Es wird dabei 
dem Bahnhofe bei Rheine der für einen zuſammenhaͤngenden Betrieb der Eiſen— 
bahnen zwiſchen Emden, Rheine, Muͤnſter, Osnabruͤck und Minden erforderliche 
Umfang, ſowie die fuͤr einen ſolchen Betrieb erforderliche Einrichtung gegeben 
werden. 


Nach Vollendung der gedachten Bahnſtrecke und des Bahnhofs wird die 
Uebergabe der erſteren, ſowie der fuͤr die Koͤniglich Hannoverſche Verwaltung 
beſtimmten Theile des Bahnhofs durch Kommiſſarien der Koͤniglich Preußiſchen 
Regierung an die Koͤniglich Hannoverſche Eiſenbahnverwaltung ſtattfinden. 


Artikel 4. 


Von dem bei der Uebergabe näher zu beſtimmenden Zeitpunkte an über: 
nimmt die Königlich Hannoverſche Regierung die geſammte Unterhaltung der 
mehrgedachten im Koͤniglich Preußiſchen Gebiete belegenen Grenzſtrecke mit 
allem Zubehör einſchließlich der Erneuerung des Oberbaues, ingleichen die Un- 
terhaltung der der Königlich Hannoverſchen Eiſenbahnverwaltung zur ausſchließ— 
lichen Benutzung uͤberwieſenen Theile des Bahnhofs bei Rheine. 

Die Unterhaltung der gemeinſchaftlich zu benutzenden Theile dieſes Bahn— 
hofs beſorgt dagegen die Koͤniglich Preußiſche Regierung fuͤr gemeinſchaftliche 
Rechnung. 

Die Neubauten, welche erforderlich werden möchten, wird die Königlich 
Preußiſche Regierung ausfuͤhren. Die dadurch entſtehenden Koſten treten dem 
Anlagekapital hinzu. 


Artikel 5. 


Die Koͤniglich Hannoverſche Regierung verpflichtet ſich, fuͤr die Dauer 
dieſes Vertrages das auf die fragliche Bahnſrecke ſammt Zubehoͤr, ſowie auf 
die 
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die ihrer Eiſenbahnverwaltung zur ausſchließlichen Benutzung eingeraͤumten 
Theile des Bahnhofs aufzuwendende Anlagekapital dem ganzen Betrage nach, 
das Anlagekapital fuͤr die gemeinſchaftlich benutzten Bahnhofsanlagen zur 
Hälfte zu verzinſen. 


Artikel 6. 


Die Verzinſung beginnt mit dem Tage der Eröffnung des Betriebes 
hinſichtlich der bis zu dieſem Zeitpunkte verwendeten Koften, in Betreff der 
ſpaͤter hinzukommenden vom Tage der Verwendung. Die Zahlung erfolgt 
halbjaͤhrlich postnumerando an die von der Königlich Preußiſchen Regierung 
feiner Zeit näher zu bezeichnende Königlich Preußiſche Kaffe. 


Artikel 2 


Der Zinsſatz iſt in Anſehung der Koſten des Bahnhofs bei Rheine auf 
die ganze Dauer der Benutzung (vergl. Art. 2.), in Anſehung der Koſten der 
Bahnſtrecke von Rheine bis zur Landesgrenze vorläufig auf die naͤchſten ſechs 
Jahre, vom Tage der Betriebseröffnung an gerechnet, zu vier vom Hundert 
jährlich feſtgeſtellt. 

Beiden hohen kontrahirenden Regierungen bleibt vorbehalten, nach Ab⸗ 
lauf der ſechsjaͤhrigen Friſt nach Maaßgabe der in der Zwiſchenzeit über den 
Umfang des Verkehrs gemachten Erfahrungen eine anderweite Uebereinkunft 
über die Höhe der Verguͤtung für die Benutzung der oben gedachten Bahn⸗ 
ſtrecke zu beantragen. Diejenige Regierung, welche von dieſer Befugniß Ge⸗ 
brauch machen will, wird darüber der andern ſpaͤteſtens ſechs Monate vor Ab⸗ 
lauf der Friſt Mittheilung machen, widrigenfalls die zeitweilige Verabredung 
als auf fernere drei Jahre fortbeſtehend angeſehen werden ſoll. 

In Ermangelung einer Einigung uͤber den ferneren Betrag der Ver⸗ 
guͤtung wird derſelbe durch ſchiedsrichterliche Entſcheidung (vergl. Art. 31.) feſt⸗ 
geſtellt werden. 

Die Königlich Hannoverſche Regierung wird die Königlich Preußiſche 
Regierung durch Mütheilung der erforderlichen rechnungsmaͤßigen Nachweiſungen 
über die Einnahmen und Ausgaben des Betriebs in den Stand ſetzen, den 
Reinertrag der fraglichen Bahnſtrecke zu beurtheilen. Beide Regierungen ſind 
in dieſer Beziehung darin einverſtanden, daß der Koͤniglich Preußiſchen Regie⸗ 
rung als Eigenthuͤmerin der Bahnſtrecke der geſammte Reinertrag derſelben zu— 
fließen ſoll. ’ 

Artikel 8. 


Sobald das Benutzungsrecht der Königlich Hannoverſchen Regierung 
aufhoͤrt, ſoll die im Artikel 2. bezeichnete Bahnſtrecke nebſt allem Zubehoͤr an 
die Königlich Preußiſche Regierung in jo gutem Zuſtande zurückgegeben werden, 
wie ein ordnungsmäßiger Bahnhaushalt ſolchen bedingt. 


Jahrgang 1883. (Fr. 5814.) i 88 II. Eiſen⸗ 
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11. Eiſenbahn von Osnabrück nach Löhne. 


Artikel 9. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung geſtattet der Königlich Hannover: ‘ 
ſchen Regierung die von Osnabruͤck zum Anſchluß an die Köln = Mindener 
Eiſenbahn fuͤr alleinige Rechnung der letztgedachten Regierung zu bauende 
Eiſenbahn von der Königlich Hannoverſchen Grenze über Bünde nach Loͤhne 
fortzufuͤhren. 


Die Osnabruͤck⸗Loͤhner Bahn ſoll gleichzeitig mit der Emden-Münfterfchen 
vollendet werden. 


Ueber die Speziallinie der Bahn im Königlich Preußiſchen Gebiete wird 
unter den beiden Regierungen eine Verſtaͤndigung ſtattfinden. 


Die Feſtſtellung des Bauprojekts bleibt der Königlich Hannoverſchen Re— 
gierung uͤberlaſſen. 


Artikel 10. 


Die Königlich Preußiſche Regierung uͤberlaͤßt der Koͤniglich Hannover⸗ 
ſchen Regierung fuͤr die Dauer ihres Eigenthums (Artikel 30.) den ausſchließ⸗ 
T B auf dem im Koͤniglich Preußiſchen Gebiete belegenen Theile 
er 1. 0 


Artikel 11. 


Die Königlich Preußiſche Regierung gewährt der Königlich Hannover— 
ſchen Regierung behufs Herſtellung einer unmittelbaren Verbindung der Osna— 
bruͤck⸗Loͤhner mit der Hannover-Mindener Bahn auf die Dauer von einund⸗ 
zwanzig Jahren (vergl. Artikel 2.) eine Mitbenutzung der Köln» Mindener 
Eiſenbahn vom Anſchlußpunkte bei Löhne bis Minden, ſowie die Herſtellung 
der zu dem Ende erforderlichen, auf Koſten der Königlich Hannoverſchen Re— 
gierung auszufuͤhrenden baulichen Anlagen auf und bei dem Bahnhofe zu 

inden. b 


Ueber die Bedingungen der Mitbenutzung der gedachten Koͤln⸗Mindener 
Bahnſtrecke wird ein beſonderer Vertrag zwiſchen der Koͤniglich Hannoverſchen 
Eiſenbahndirektion und der Köln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſ⸗ 
ſen 23 deſſen Genehmigung beiden kontrahirenden Regierungen vorbehal⸗ 
ten bleibt. 


Artikel 12. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung wird ferner fuͤr denſelben Zeitraum 
(Art. 11.) das durch den Staatsvertrag vom 4. Dezember 1845. je = 
er⸗ 
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Herftellung einer Eiſenbahn von Hannover nach Minden feftgeftellte Verhältniß 
der Königlich Hannoverſchen Eiſenbahnverwaltung zur Hannover-Mindener 
Eiſenbahn, Ihrerſeits nicht kundigen. 


Artikel 13. 


„In Anerkennung der von Seiten der Königlich Preußiſchen Regierung 
gewährten Herſtellung einer zuſammenhaͤngenden Eiſenbahnverbindung zwiſchen 
den oͤſtlichen und weſtlichen Landestheilen Hannovers erklaͤrt ſich die ‚Königlich 
Hannoverſche Regierung bereit, alsbald in eine Verhandlung uͤber die Sicher⸗ 
ſtellung von täglich zwei bis drei durchgehenden Zügen zwiſchen Berlin und 
Koͤln, in jeder Richtung, einzutreten. 


Die Königlich Hannoverſche Regierung macht ſich für die Dauer der in 
den Artikeln 11. und 12. gemachten Zugeftändniffe verbindlich, einen der durch⸗ 
gehenden Zuge, in jeder Richtung, wie derſelbe von der Königlich Preußiſchen 
Regierung für die Preußiſchen Bahnen feſtgeſtellt und demgemäß der Koͤniglich 
Hannoverſchen Bahnverwaltung zugefuͤhrt werden wird, ohne Aufenthalt 
und in entſprechender Fahrgeſchwindigkeit weiter zu befördern. Bei Feſtſetzung 
des Fahrplans für dieſen Zug wird die Königlich Preußiſche Regierung, fo: 
weit es derſelben ohne Beeinträchtigung der vorherrſchenden Ruͤckſicht auf den 
durchgehenden Verkehr ſowohl fur Deutſchland als auch für die Verbindung 
nach und von außerdeutſchen Staatsgebieten zulaͤſſig erſcheint, die beſonderen 
Verkehrsintereſſen der Koͤniglich — Eiſenbahnverwaltung mit⸗ 
beruͤckſichtigen. 


Bei der einer gemeinſchaftlichen Verſtandigung unterliegenden Feſtſetzung 
des zweiten und beziehungsweiſe dritten durchgehenden Zuges werden die hohen 
kontrahirenden Regierungen dahin ſehen, daß die Regelung der Fahrten auf 
eine dem Zweck möglichft entſprechende Weiſe geſchieht und dabei die allge⸗ 
meinen und beſonderen Verkehrsintereſſen auf jede zulaͤſſige Weiſe gegen: 
ſeitig beruͤckſichtigen. 5 ‘ 


Ill. Eiſenbahn von Osnabrück nach Rheine und von dort bis 
zur Königlich Niederländiſchen Grenze. 


Artikel 14. 


Die Königlich Hannoverſche Regierung geſtattet der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung die von Rheine ab uͤber Ibbenbuͤhren bis zur Landesgrenze 
zu bauende Eiſenbahn von dieſer Grenze bis nach Osnabruͤck und zwar bis 
zu dem bei dieſer Stadt von der Königlich Hannoverſchen Regierung fuͤr deren 
Rechnung zu errichtenden Bahnhofe fortzuführen. Die Königlich Preußiſche 
Regierung wird die Rheine⸗Osnabruͤcker Eiſenbahn gleichzeitig mit den unter 
J. und II. genannten Eiſenbahnen zur Ausführung bringen. 

(Nr. 3814.) 8 * Die 
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Die Feftftellung der Speziallinie fuͤr dieſe Eiſenbahn im Königlich Han⸗ 
noverſchen Gebiete bleibt unbeſchadet des im Vertrage vom 3. März 1846. 
uͤber die Richtung ausgeſprochenen Grundſatzes der weiteren Verſtaͤndigung 
unter den kontrahſrenden Regierungen vorbehalten. Es wird jedoch auf An⸗ 
naͤherung der Bahnlinie an den bei Osnabruͤck belegenen Piesberg Bedacht ge— 
nommen werden. i 

Das Bauprojekt für die Rheine-Osnabruͤcker Bahn wird nach vorgaͤn⸗ 
giger Verhandlung 10 8555 den beiderfeitigen Bauverwaltungen von der Kö: 
niglich Preußiſchen Regierung feſtgeſetzt. 


Artikel 15. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung raͤumt der Koͤniglich Hannoverſchen 
Regierung fuͤr die Dauer von einundzwanzig Jahren (vergl. Artikel 2.) die 
ausſchließliche Benutzung der Rheine-Osnabrücker Eiſenbahn ein. 


Artikel 16. 


Die Koͤniglich Hannoverſche Regierung wird dagegen innerhalb der ver— 
tragsmäßigen Friſt für die Dauer der ihr eingeraͤumten ausſchließlichen Be: 
nutzung der Rheine-Osnabruͤcker Bahn (vergleiche Artikel 15.) eine direkte 
Eiſenbahnverbindung zwiſchen Lingen und Osnabruͤck nicht herſtellen. 


a Artikel 17. 


Fuͤr die Zeit der ausſchließlichen Benutzung der Rheine-Osnabruͤcker 
Eiſenbahn Seitens der Königlich Hannoverſchen Regierung ſollen folgende Be— 
ſtimmungen gelten: 


1) Von dem bei Uebergabe der Bahn an die Koͤniglich Hannoverſche Eiſen— 
bahnverwaltung naher zu beſtimmenden Zeitpunkte ab übernimmt die 
Koͤniglich Hannoverſche Regierung in dem Artikel 4. wegen der Bahn— 
ſtrecke von Rheine bis zur Landesgrenze naͤher bezeichneten Umfange die 
ede Unterhaltung der Bahn nebſt allem Zubehoͤr auf ihre alleinige 
Koſten. 

In Anſehung der etwa erforderlichen Neubauten kommt die be— 
treffende Beſtimmung im Artikel 4. zur Anwendung. 

2) Die Königlich Hannoverſche Regierung verpflichtet ſich, das auf die 
Bahn ſammt Zubehör verwendete Anlagekapital feiner ganzen Höhe nach 
mindeſtens zu vier Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und damit vom Tage der 
Betriebseroͤffnung hinſichtlich der bis dahin verwendeten Koſten, hinſicht— 
lich der ſpaͤter hinzukommenden vom Tage der Verwendung, zu bes 

innen. 
. Die Zahlung erfolgt halbjaͤhrig postnumerando an die zu feiner 
Na von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung zu bezeichnende Preußiſche 
aſſe. 
Der 
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Der Zinsſatz iſt für die naͤchſten ſechs Jahre, von der Betriebs- 
eroͤffnung an gerechnet, zu vier Prozent jährlich feſtgeſetzt. a 
Da der geſammte Reinertrag auch dieſer Bahn der Königlich 
Preußiſchen Regierung zufließen ſoll, ſo wird derſelben die Befugniß 
eingeräumt, ſechs Monate vor dem Ablaufe des ſechsjaͤhrigen Zeitraums 
eine A des Zins ſatzes nach Maaßgabe des durchſchnittlichen Rein⸗ 
ertrages der Bahn waͤhrend der letzten zwei Jahre zu beantragen. 

Zur Beurtheilung des Reinertrages wird die Königlich Hanno⸗ 
verſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung die erforderlichen 
rechnungsmaͤßigen Nachweiſungen über die Einnahme und Ausgabe des 
Betriebes mittheilen. 

Die fernere Hoͤhe des Zinsſatzes wird auf Zeitraͤume von je drei 
Jahren in Ermangelung einer Einigung ſchiedsrichterlich feſtgeſtellt wer 
den (vergl. Artikel 31.). N 

Andererſeits ſteht auch der Koͤniglich Hannoverſchen Regierung das 
Recht zu, nach etwa eingetretener Erhöhung des Zinsſatzes uͤber vier 
Prozent von je drei zu drei Jahren auf Herabſetzung anzutragen, be⸗ 
3 dieſe Herabſetzung in der oben feſtgeſtellten Weiſe zu er⸗ 
wirken. f 

3) Die Königlich Hannoverſche Regierung verpflichtet ſich, die Fahr- und 
Frachtpreiſe auf der Rheine-Osnabruͤcker Bahn denjenigen auch der uͤbri⸗ 
gen Strecken der Weſtbahn gleichzuſtellen. 

Hinſichtlich der Frachtpreiſe für Kohlen und Kogks iſt jedoch be⸗ 
ſonders verabredet, daß dieſe fr die Kohlen auf der Rheine-Osnabruͤcker 

Bahn nicht hoͤher als zu einem und drei Viertel, fuͤr die Koaks aber 
nicht höher als zu zwei Preußiſchen Pfennigen für den Zollzentner auf 
die Meile feſtge ellt werden ſollen. ö \ 


Wenn die ausſchließliche Benutzung der Rheine⸗Osnabruͤcker Eiſenbahn 
von Seiten der Koͤniglich Hannoverſchen Regierung aufhört, fo muß die Bahn 
nebſt allem Zubehoͤr an die Koͤniglich Preußiſche Regierung in ſo gutem Zu⸗ 
fert zuruͤckgegeben werden, wie ein ordnungsmäßiger Bahnhaushalt ſolchen 
erfordert. ö 


Artikel 18. 


Sobald nach ee einer Anſchlußbahn im Königlich Niederlaͤndi⸗ 
ſchen Gebiete zur weftlichen Verlängerung der Rheine Osnabrücker Bahn durch 
die Königlich Hannoverſche Grafſchaft Bentheim geſchritten werden ſoll, wird 
die Königlich Preußiſche Regierung die Bahnstrecke von Rheine bis zur Lan⸗ 
desgrenze und die We e Hannoverſche Regierung das in der Koͤniglich Hans 
noverſchen Grafſchaft Bentheim belegene Stuck der Bahn auf ihre Koſten her⸗ 
ſiellen. Die Königlich Hannoverſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen 
Regierung auf der in der Grafſchaft Bentheim 1 Strecke den aus⸗ 
ſchlleßlichen Betrieb auf diejenige Reihe von Jahren uͤberlaſſen, während wel— 

(Ir. 6814.) 8 cher 
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cher Hannover den ausſchließlichen Betrieb auf der Rheine-Osnabruͤcker Bahn 
haben wird. 


Ueber die Bedingungen der Betriebsuͤberlaſſung bleibt eintretenden Falls 
weitere Verabredung vorbehalten. Sie ſollen jedoch für die Königlich Hanno⸗ 
verſche Regierung nicht unguͤnſtiger ſein, als die von dieſer fuͤr die Strecke von 
Rheine bis zur Grenze in der Richtung auf Lingen gewaͤhrten. 


Die Königlich Preußiſche Regierung verpflichtet ſich, die Fahr- und 
Frachtpreiſe auf der Rheine⸗Niederlaͤndiſchen Eiſenbahn denjenigen auf der 
Staatsbahn in Weſtphalen gleichzuſtellen. 


IV. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen. 


Artikel 19. 


Dem Bahnkörper der nach Maaßgabe dieſes Vertrages zu bauenden 
Eiſenbahnen ſoll aer die für ein doppeltes Schienengeleis erforderliche Breite 
zegeben werden. Ueber die “gung des zweiten Geleiſes bleibt bei eintretenden 
Bedürfniß eine weitere Verſtaͤndigung unter den kontrahirenden Regierungen 


vorbehalten. 
i Artikel 20, 


In Anſehung der Grunderwerbung zur planmaͤßigen Ausführung der 
von der einen Regierung im Gebiete der andern auszufuͤhrenden Eiſenbahnen 
nebſt den dazu gehörigen Anlagen, ſowie der erforderlichen Benutzung und 
Belaſtung fremden Grundeigenthums ſollen die in dem bezuͤglichen Staatsge— 
biete uͤber die Expropriation fuͤr Eiſenbahnanlagen geltenden geſetzlichen Be— 
ſtimmungen zur Anwendung kommen. 


Ueber die in Folge des Baues der Eiſenbahn auszufuͤhrenden Wege⸗, 
Vorfluth⸗ und Waſſerbau⸗Anlagen ſteht die Entſcheidung den in dem betref— 
fenden Staatsgebiet kompetenten Behoͤrden zu. In Ermangelung geſetzlicher 
Beſtimmungen ſollen in dieſer Beziehung die fir die eigenen Eiſenbahnbauten 
der betreffenden Regierung beobachteten Grundsätze zur Anwendung kommen. 


Artikel 21. 


Nach Vollendung des Baues der von der einen Regierung im Gebiete 
der anderen auszufuͤhrenden Eiſenbahnen wird gegenfeitig eine Nachweiſung 
über die im fremden Gebiete aufgewendeten Baukoſten und ein vollſtandiger 
Plan der ganzen Bahnanlage mitgetheilt. 


Der Eroͤffnung des Betriebes ſoll eine Reviſion der Bahn nebſt Zube— 
hoͤr durch beiderſeitige Kommiſſarien vorhergehen. 


Ar⸗ 


= 0 


Artikel 2. | 


Die Landeshoheit bleibt hinſichtlich der unter I. bis III. erwähnten 
Eiſenbahnen einer ben Regierung in ihrem Gebiete ausſchließlich vorbehalten. 
Die zu errichtenden Hoheitszeichen ſollen daher diejenigen des Staats fein, in 
deſſen Gebiet die betreffende Bahnſtrecke belegen iſt. Verbrechen und Ver⸗ 
gehen, welche zu der Bahnanlage oder dem Transport auf der Bahn Bezie⸗ 

ung haben, ſollen von den betreffenden Landesbehörden unterſucht und nach 
den betreffenden Landesgeſetzen beurtheilt werden. 


Geſetzliche Beſtimmungen, welche vom Tage des Abſchluſſes dieſes Ver⸗ 
trages an gerechnet, in Beziehung auf Eiſenbahn-Unternehmungen von einer 
der hohen kontrahirenden Regierungen erlaſſen werden, ſollen jedoch fuͤr die 
fraglichen Eiſenbahnen, ſo lange ſie im Eigenthume oder im Betriebe der an⸗ 
e Regierung ſich befinden, ohne vorherige Verſtaͤndigung keine Anwendung 

aben. 


Artikel 23. 


Die Feſtſtellung der Fahrzeiten und der Trans portpreiſe ſoll, inſofern 
der Vertrag keine beſondere Beſtimmungen in dieſer Beziehung enthaͤlt, der⸗ 
jenigen Regierung zuſtehen, welche den Betrieb auf der fraglichen Strecke aus⸗ 
übt, unbeſchadet jedoch der durch die Art. 4., 5. und 7. des Vertrages vom 
3. Maͤrz 1846. uͤbernommenen Verpflichtungen. 


Ueber die Fahrten auf der Köln⸗Mindener Eiſenbahn zwiſchen Minden 
und Löhne wird ſich die Königlich Hannoverſche Regierung mit der Direktion 
der Koͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft verſtaͤndigen. 


Artikel 24. 


Die Bahnpolizei-Ordnungen werden von jeder Regierung fuͤr ihr Gebiet 
nach vorgaͤngiger Verſtaͤndigung mit der den Betrieb fuͤhrenden Regierung 
erlaſſen. 5 


Die bahnpolizeiliche Aufſicht wird dagegen die den Betrieb fuͤhrende 
Regierung in 3 — Gebiete des andern Staats durch ihre Eiſenbahnbeamten 
in demſelben Umfange, wie im eigenen Gebiete ausuͤben laſſen. Auf der Bahn⸗ 
ſtrecke, worauf ein konkurrenter Betrieb ftattfindet, wird die bahnpolizeiliche 
2 von derjenigen Verwaltung gehandhabt, welche Eigenthuͤmerin der 

ahn iſt. ö 


Die von einer der kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebsmittel 
ſollen ohne weitere Reviſion im Gebiete der anderen zugelaſſen werden. 


(Nr. 8814.) Ar: 
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Artikel 25. 


Unterthanen der einen Regierung, welche dieſe beim Betriebe einer der 
Bahnſtrecken im Gebiete der anderen Regierung anſtellen wird, ſcheiden dadurch 
nicht aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathlandes. Die Stellen der 
Lokalbeamten, mit Ausnahme der Bahnhofsvorſtaͤnde, der Erhebungs- und Tele⸗ 
graphenbeamten, ſollen jedoch mit Angehörigen des Staats beſetzt werden, in 
deſſen Gebiete die Bahn liegt. \ 


Die Betriebsbeamten find ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung, 
ruͤckſichtlich der Disziplin nur der Anſtellungsbehoͤrde, im Uebrigen aber den 
Geſetzen und Behoͤrden des Staats, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 


Artikel 26. 


Die hohen kontrahirenden Regierungen ſind darin einverſtanden, daß die 
Betriebsverwaltungen für die in dem Gebiete der anderen Regierung gebauten, 
beziehungsweiſe in Betrieb genommenen Bahnſtrecken, wegen aller Entſchaͤdi⸗ 
gungsanfprüche, welche aus Anlaß des Baues oder des Betriebs gegen fie 
erhoben werden, der Entſcheidung der zufländigen Gerichtshoͤfe des Landes, in 
welchem die Bahn belegen iſt, ſich zu unterwerfen haben. 


* 


Artikel 27. 


Der Betrieb auf den bezuͤglichen Bahnen darf, fo lange dieſe im Eigen⸗ 
thume, beziehungsweiſe im Betriebe der anderen Regierung ſich befinden, mit 
einer Gewerbeſteuer oder aͤhnlichen oͤffentlichen Abgabe nicht belegt werden. 


Ruͤckſichtlich der Grundſteuer ift verabredet, daß die Schienenwege der 
von einer der kontrahirenden Regierungen in dem Gebiete der andern gebauten, 
beziehungsweiſe in Betrieb genommenen Eiſenbahnen von der Grundſteuer be— 
freit bleiben ſollen. 


Artikel 28. 


Die Koͤniglich Hannoverſche Regierung iſt bei Ausuͤbung des Eiſenbahn⸗ 
betriebes auf den Preußiſchen Landesgebietsſtrecken der Eiſenbahn zwiſchen 
Minden und Emden | 

1) in Anſehung des Poſtzwanges fir Verſendungen zwar denjenigen Be⸗ 
ſchraͤnkungen unterworfen, welche aus den in den betreffenden Preußiſchen 

Gebietstheilen geltenden Geſetzen folgen. Dieſelbe ſoll jedoch berechtigt 

ſein: 

a) Paͤckereien und Gelder von einem Hannoverſchen Landestheile nach 
dem andern Hannoverſchen Landestheile ohne Umladung durch das 
’ Preu⸗ 
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Preußiſche Gebiet durchzuführen, ſoweit ſolche nach den im Koͤnig⸗ 
reiche Hannover ſelbſt geltenden Vorſchriften nicht dem ausſchließ⸗ 
lichen Transport durch die Poſt vorbehalten ſind, und 

1) die Eiſenbahndienſt⸗Korreſpondenz, ſowie die Sendung von Akten, 
Druckſachen und Geldern in Dienſtangelegenheiten der Königlichen 
Eiſenbahnverwaltung durch die eigenen Beamten derſelben mit be⸗ 
fordern zu laſſen, zu welchem Behufe dergleichen Schreiben oder die 
Begleilbriefe zu dergleichen Sendungen mit dem Eiſenbahn⸗Dienſt⸗ 
fieget bedruckt oder verſchloſſen und mit dem Rubrum „Eiſenbahn⸗ 
Dienſtſache“ verſehen fein muͤſſen; 


2) der Preußiſchen Poſtverwaltung gegenüber zu den Leiſtungen verpflichtet, 
welche das Preußiſche Geſetz uͤber die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 


3. November 1838. im F. 30. sub 2., 3. und 5. beſtimmt, naͤmlich zu 
dem unentgeltlichen Transport: 


a) der Briefe, Gelder und der ſonſtigen dem Poſtzwange unterworfenen 


Guͤter, 

b) derjenigen Poſtwagen (und Poſtbediente), welche noͤthig ſind, um die 
der Poſt anvertraueten Guͤter zu befördern, und 

c) der mit Poſtfreipäſſen verſehenen Perſonen, vorausgeſetzt, daß dieſe 
nur einen Theil ihrer Reiſe auf der Eiſenbahn, einen andern Theil 
aber mit gewöhnlichem Poſtfuhrwerk zuruͤcklegen. 


Die Königlich Preußiſche Regierung iſt, bei Ausuͤbung des Eiſenbahn⸗ 
betriebes auf Hannoverſchen Gebietsſtrecken, den Eiſenbahnen zwiſchen Rheine 
und Osnabruͤck, ſowie zwiſchen Rheine und den Niederlanden, 

4) in Anſehung des Poſtzwanges denjenigen Beſchraͤnkungen unterworfen, 
welche aus den allgemeinen Beſtimmungen über das Verhaͤllniß der Eiſen⸗ 
bahnen zu den Poſten im Koͤnigreiche Hannover folgen, jedoch erleidet dieſes 
in gleichem Maaße, wie oben fefigefegt iſt, eine Ausnahme bezuͤglich der 
dienstlichen Sendungen der Eiſenbahnverwaltung; 

2) der Hannoverſchen Poſtverwaltung gegenüber zu den Leiſtungen ver⸗ 
pflichtet, welche die vorgedachten Beſtimmungen mit ſich bringen, nämlich. 
zu dem unentgeltlichen Transporte der Brief: und Fahrpoſt⸗Sendungen, 
und der dieſelben begleitenden Poſtbedienten, ſowie zu unentgeltlicher 
Stellung der dazu erforderlichen Behaͤltniſſe oder Wagen; wogegen die 
Hannoverſche Poſttaxe auf der betreffenden Eiſenbahnlinie nicht unter 
das Doppelte der Eiſenbahn-Eilfrachttare herabgeſetzt werden darf. 
Sollte die eine oder die andere Regierung die Beſtimmungen uͤber die 

den Eiſenbahnverwaltungen den Poſtverwaltungen gegenuͤber, nach Obigem 
obliegenden Leiſtungen abändern oder ergaͤnzen, ſo werden beide Regierungen 
ſich daruͤber näher verſtaͤndigen, in wieweit dergleichen Abaͤnderungen oder Gr: 
gaͤnzungen auf das vorliegende Verhaͤllniß in Anwendung zu bringen ſein 
werden. l 
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Artikel 29. 


Die Königlich Preußiſche Regierung ſichert den Hannoverſchen Brief: 
poſt⸗ und Fahrpoſt⸗Gegenſtaͤnden auf den in Preußen belegenen Strecken der 
Eiſenbahnen, von deten Anlegung der gegenwärtige Vertrag handelt, und die 
Königlich Hannoverſche Regierung ebenſo den Preußiſchen Briefpoſt⸗ und Fahr⸗ 
poſt⸗Gegenſtaͤnden auf den im Koͤniglich Hannoverſchen Gebiete belegenen 
Strecken dieſer Bahnen den ungehinderten Tranſit auf ſo lange, als die be⸗ 
treffenden Bahnen beſtehen werden, mit folgenden naͤheren Beſtimmungen zu: 


1) das Tranſitrecht kann beiderſeits ausgeuͤbt werden mittelſt eigener Eiſen⸗ 
bahnpoſtwagen oder für die Poſt beſtimmter Wagenraͤume unter Be⸗ 
gleitung der eigenen Beamten der Verwaltung oder durch Ueberweiſung 
der geſchloſſenen Beutel und der dazu gehörigen Poſtſtuͤcke an die andere 
Verwaltung; i . | 
die Feſtſetzung der e e. und der naͤheren Anordnungen fuͤr 
den Tranſit bleibt der Verſtaͤndigung zwiſchen den beiderſeitigen Poſt⸗ 
verwaltungen vorbehalten. Was jedoch die Verguͤtung fuͤr die etwaige 
Durchfuͤhrung eines Preußiſchen Eiſenbahn-Poſtwagens über im Koͤnig⸗ 
lich Hannoverſchen Gebiete 7 15 Bahnſtrecken anbetrifft, ſo wird hier⸗ 
durch Königlich Hannoverſcher Seits zugefichert, daß dieſelbe in keinem 
Falle hoͤher bemeſſen werden ſoll, als verhaͤltnißmaͤßig mit Ruͤckſicht auf 
den Umfang des Wagens und auf die Befoͤrderungsſtrecke für Durch— 
fuͤhrung des Preußiſchen Eiſenbahn⸗Poſtwagens uͤber die Hannoverſche 
Strecke der Magdeburg⸗Mindener Eiſenbahn von der Preußiſchen Poſt⸗ 
verwallung zu derſelben Zeit entrichtet wird. 


2 


— 


Artikel 30. 


Einer jeden der beiden hohen kontrahirenden Regierungen ſteht frei, nach 
Ablauf eines Zeitraums von ein und zwanzig Jahren vom Tage der Eroͤffnung 
des Betriebes an gerechnet, die in ihrem Gebiete belegenen, von der andern 
Regierung gebaueten Bahnſtrecken kaͤuflich zu erwerben. | 


Diejenige Regierung, welche von dieſer Befugniß Gebrauch machen will, 
wird der anderen Regierung davon ein Jahr zuvor Anzeige machen. 


. Das Eigenthum ſoll gegen Zuruckverguͤtung der geſammten Anlagekoſten, 
jedoch nach Abzug des Minderwerths der einer Abnutzung unterworfenen Theile 
erworben werden. 


Wegen gegenſeitiger Benutzung der Bahnſtrecke wird ſodann eine weitere 
Verabredung eintreten. Beide hohe kontrahirende Regierungen find, uͤbrigens 
daruber einverſtanden, daß ungeachtet einer Aenderung in den Eigenthums⸗ 
Verhaͤltniſſen der bier fraglichen Eiſenbahnen nie eine Unterbrechung des Be⸗ 
triebes auf denſelben, beziehungsweiſe ihrer Verbindung mit dem übrigen Deut⸗ 
ſchen Eiſenbahnnetze eintreten ſoll. f 
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Artikel 31. 


Zur ſchiedsrichterlichen Entfcheidung ſollen außer den in dieſem Vertrage 
beſonders erwaͤhnten Punkten auch ſonſtige aus dieſem Vertrage entſtehende 
Erreitigkeiten verſtellt werden. 


Jede der hohen kontrahirenden Regierungen wird dazu einen unpar⸗ 
theüſchen Schiedsmann ernennen. ; 


Die beiden Schiedsmaͤnner haben vor dem Eintritt in die Verhandlung 
einen Dritten ſich beizuordnen. 


Findet uber die Perſon dieſes Dritten eine Einigung nicht ſtatt, fo folk, 
unter den von den ernannten Schiedsrichtern vorgeſchlagenen Perſonen das Loos 
entſcheiden. Die Entſcheidung des Streitpunkts erfolgt ſodann nach Stimmen— 
mehrheit unter Ausſchluß jedes weiteren Rechtsmittels. 5 


Artikel 32. 


Die Ratifikationen dieſes Vertrages ſollen binnen ſechs Wochen ausge⸗ 
wechſelt werden. | 


So geſchehen und vollzogen Hannover, den 27. Januar 1852. 


Auguſt Ludwig v. d. Reck. Carl Ferdinand Nieper, Dr. 
(L. 80 (L. S.) 


(Ir. 3814—3815.) | (Nr. 3815.) 
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(Nr. 3815. Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Juli 1853., betreffend den Bau der Osnabruͤck— 
Loͤhner Eiſenbahn im Bereiche des Preußiſchen Staatsgebiets. 


Mi Ruͤckſicht auf den mit der Koͤniglich Hannoverſchen Regierung unterm 
27. Januar 1852. abgeſchloſſenen Staatsvertrag, nach welchem der gedachten 
Regierung der Bau und Betrieb der in das dieſſeitige Gebiet fallenden Strecke 
der Eiſenbahn von Osnabruͤck uͤber Buͤnde nach Loͤhne zum Anſchluß an die 
Koͤln⸗Mindener Eiſenbahn uͤberlaſſen worden iſt, will Ich nach Ihrem Antrage 
vom 15. Juli d. J. den Angriff des Baues der Osnabruͤck-Loͤhner Eiſenbahn 
im dieſſeitigen Staatsgebiete geſtatten, auch für die nach Maaßgabe der des— 
fallſigen Beſtimmungen des Staatsvertrages zu vereinbarende Speziallinie das 
Recht zur Expropriation, beziehungsweiſe zur voruͤbergehenden Nutzung der 
zum Bau der Bahn nebſt Zubehör erforderlichen Grundſtuͤcke nach den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 3. November 1838. $$. 8 — 20. hierdurch ertheilen. 

; Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 30. Juli 1833. 

Friedrich Wilhelm. 
Kür den Minifter fir Handel, Gewerbe 
und Öffentliche Arbeiten: 

v. Pommer Eſche. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Etaats- Minifteriums. 
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